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Zeitun 


. 


einmal an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. . 


Donnerstag, den 23. Februar 1865. 


Aalen 8 Herrenſtraße Nr. 20 Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
en Beftellungen auf die Zeitung welche Sonntag und Montag 


Preuſe n. 


O. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 
13. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (22. Febr.). 
Eröffnung 10 Uhr 20 Minuten. Am Migniſtertiſche die Miniſter: Graf 


Itzenplitz, Graf zur Lippe, v. Bodelſchwingh; ferner die Regierungs⸗ 


Commiſſarien: Geh. Juſtizrath Sydow, Geh. Ober⸗Baurath Weißhaupt, 
Reglerungsrath v. Wolff, Geh. Ober⸗Finanzrath v. Henning. 

Präſident Grabow theilt zwei Schreiben mit, von denen das eine von 
dem Miniſter des Innern, Grafen Eulenburg, erklärt, derſelbe hoffe in 
kürzeſter Zeit jo weit von feiner Krankheit hergeſtellt zu ſein, daß er den 
Sitzungen des Hauſes beiwohnen könne. Das zweite Schreiben vom Miniſter 
der landwirthſchaftlichen Angelegenheiten, v. Selchow, theilt mit, daß vom 
Herrenhauſe in der ia er vom 10. Mai 1859 der Beſchluß gefaßt worden, 
um eine genaue Ueberſicht von den Veränderungen zu gewinnen, welche die 
bäuerlichen Nahrungen in den ſechs öͤſtlichen Provinzen und in Weſtfalen 
durch die Bodenbewegung in der Periode vom Jahre 1816 bis Ende 1859 
erlitten haben, die Staatsregierung aufzuforden, von den bäuerlichen Nabrun⸗ 
gen in dieſen Landestheilen gemeindeweiſe Matrikel aufnehmen zu laſſen. 
Nachdem die Regierung dieſer Aufforderung nachgekommen, ſei jetzt eine Denk⸗ 
ſchrift über das gewonnene Reſultat verfaßt und dem Hauſe überreicht worden⸗ 

Nach Eintritt in die Tagesordnung wird durch den Präſidenten die Inter. 
pellation des Abg. Dr. Möller verleſen, betreffend eine Aufforderung im 
amtlichen Kreisblatt zur Wahl des Herrn v. Tettau. Auf die Anfrage, 
wann die Regierung die Interpellation zu beantworten gedenke, erwidert 

Der Regierungs⸗Commiſſar v. Wolff: Die „angebliche“ Bekanntmachung 
des Landraths ſei der königlichen Regierung bis jetzt vollſtändig unbekannt 

eweſen und müßte das betreffende Stück des Kreisblattes daher erſt be⸗ 
ſchafft werden. Der Herr Miniſter des Innern ſei jedoch bereit, in acht Ta⸗ 
gen die Interpellation zu beantworten. 

Das Haus geht zum zweiten Gegenſtande der Tagesordnung über, der 
Schlußberathung über den Geſetz⸗Entwurf wegen Aufhebung der 
Steuer von dem im Lande erzeugten Weine. 3 

Die Sachlage ift folgende: Durch das Geſetz vom 25 Septbr. 1820 
wird der im Inlande erzeugte Wein in 6 Abſtufungen, zu 6% Thlr., 25 Sgr., 
17% Sgr., 12% Sgr., 10 und 7% Sgr. pro Eimer beſteuert, und zwar 
wird die Steuer erhoben, wenn der Wein in den Verbrauch oder in fremde 
Hand übergeht. Durch eine allerhöchſte Ordre vom 19. Januar 1843 wurde 
dem Weinbauer ein Haustrank von 5 Eimern ſteuerfrei gelaſſen, vorausge⸗ 
ſetzt, daß er mehr als 10 Eimer producirt. Im Art. 11 des Zollvereins⸗ 
Vertrages vom 22. März 1833 wurde, da in den ſüdlichen Vereinsſtaaten 
der Wein einer Productionsſteuer nicht unterliegt, eine Ausgleichungs⸗Ab⸗ 
gabe nach dem vollen Betrage der dieſſeitigen inneren Steuer, und zwar zu 
20 Sgr. für den Centner Traubenmoſt und zu 25 Sgr. für den Centner 
Wein feſtgeſetzt und im Vertrage vom 4. April 1853 aufrecht erhalten; bei 
der letzten Erneuerung des Zollvereins aber iſt ihr Wegfall in Ausſicht ge⸗ 
nommen. (Separat⸗Artikel 5 zum Dane vom 28. Juni 1864 und Sepa⸗ 
rat⸗Artikel 2 zum Vertrage vom 12. Oktober 1864 wegen des Beitritts von 
Baiern und Genoſſen.) Die Aufhebung der Uebergangs⸗Abgabe zieht aber 
die Aufhebung der Weinſteuer im eigenen Lande pe ſich. — Dieſe trug im 

ahre 1849: 24,184 Thlr., im Jahre 1863: 145,752 Thlr. ein; durchſchnitt⸗ 
ich in jedem der letzten 15 Jahre: 102,101 Thlr. 

Der Präſi dent ertheilt zunächſt das Wort dem . 

Abg. Michaelis (als Referent). Die Aufhebung einer drückenden Steuer 
veſchließen, iſt ein Act der Geſetzgebung, welcher jedenfalls den geringſten 
Bedenklichkeiten begegnet. Die Motive legen dar, wie die Aufhebung der 
Uebergangs⸗Abgabe, welche bisher von ſüddeutſchen Weinen erhoben wurde, 
bei den Wabandinsgen über den Handelsvertrag mit Frankreich dem Intereſſe 
der Freiheit des inneren Verkehrs concedirt werden mußje, und wie nach 
Aufhebung der Uebergangs⸗Abgabe, welche eine Ausgleichung awifhen der 
ſteuerfreien Wein⸗Produckſon in Süddeutſchland und der befteuerten in Preu⸗ 
ßen bezweckte, die Weinſteuer in Preußen nicht mehr haltbar iſt. Die Auf⸗ 
bebung beider ſoll alſo gleichzeitig mit dem neuen Zolltarife, mithin voraus⸗ 
ſichtlich am 1. Juli d. J. in Kraft treten. Bedenken könnte man haben, 
weil gleichzeitig ein Weinzoll beſteht, deſſen ſchutzzöllneriſche Wirkung durch 
Aufbebung der inneren Steuer verſtärkt war. Allein einerſeits ward zugleich 
der Weinzoll herabgeſetzt, andererſeits fällt mit der Uebergangs⸗Abgabe der 
Zollſchuz gegen die den unfrigen gleichartigen und deshalb am ſtärkſten 
eoncurrirenden Weine. Endlich iſt die Weinſteuer, welche nur die Naturweine, 
nicht die fabricirten Weine trifft, ſelbſt eine Prämiirung der Weinfabrikation, 
ein Zollſchuz gegen die natürliche Weinerzeugung. In der Concurrenz auf 
ausländiſchen Märkten werden unſere Producenten den franzöſiſchen erſt durch 
Aufhebung der Weinſteuer gleichgeſtellt, da eine Rückvergütung der Steuer 
bei der Ausfuhr unmöglich iſt. Der Ertrag der Weinſteuer ift im Budget 
auf 100,000 Thlr. veranſchlagt, der der Uebergangs⸗Abgabe kann auf 
160,000 Thlr. angenommen werden. Der rapiden Steigerung der Staats⸗ 
Einnahmen gegenüber kommt dieſer Ausfall kaum in Betracht. 

Abg. Reichenſperger (als Correferent) hat dieſem Bericht nur hinzu⸗ 
zufügen: der Zweck der Aufhebung der inneren Weinſteuer ſei lediglich, die 
gegenwärtig durch den Zollve trag beeinträchtigten einheimiſchen Weinbauern 
eben fo günſtig zu ſtellen, wie die außerpreußiſchen ſüddeutſchen. 

Die General⸗Discuſſion wird geſchloſſen und die Special⸗Discuſſion er⸗ 
öffnet, die ſich auf kurze Bemerkungen des Herrn Referenten zu § 2 be⸗ 
ſchränkt. Dieſer Paragraph lautet: „Die in die Regiſter der Steuerbehörde 
eingetragenen Beträge an Weinſteuer, welche zur Zeit der Aufhebung der 
Deinfteuer noch nicht fällig find, gelangen nicht mehr zur Hebung.“ — Die 
einzelnen Paragraphen werden einſtimmig angenommen, eben ſo das 
ganze Geſetz in zweiter Leſung. 

räſident Grabow: So eben erhalte ich die Anzeige des Abg. Rhoden, 
welcher mir mittheilt, daß er in Folge des ſtarken Zuges im Hauſe in der 
letzten Sitzung erkrankt iſt. Sie ſehen, m. H., daß ich ein Recht hatte, zu 
ſagen, daß dies Haus die Mitglieder krank macht, und wie nothwendig es ih 
daß ein neues gebaut wird. (Zuſtimmung.) 

Der dritte Gegenſtand der Tages ⸗ Ordnung iſt der Geſetz⸗Entwurf, 
betreffend einige Beſtimmungen über Rechtsgeſchäfte im Bezirk 
des Juſtiz⸗Senats zu Ehrenbreitenſtein. 5 
De Referent, Abg. v. Beughem, bezieht ſich einfach auf den Commiſ⸗ 

ng⸗Bericht. g 

Der Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Ich erlaube mir, der Commiſſion 
zunächſt für die eingehende und wohlwollende Behandlung der Vorlage 
meinen Dank auszusprechen und wollte dann bemerken, daß die Regierung 
gegen die Amendements der Commiſſion keinen Einſpruch zu erheben hat. 

Zur General⸗Discuſſion verlangt Niemand das Wort, eben fo wenig zur 
Special⸗Discuſſion, und wird der Geſeh⸗Entwurf demnach mit den Verbeſſe⸗ 
rungs⸗Anträgen der Commiſſion in 10 Paragraphen angenommen, welche 
von der Form der Verträge Aber Mobilien und den Requiſiten der Erwer⸗ 
bung des Eigenthums an Mobilien im Allgemeinen und von der Gewähr⸗ 
leitung beim Verkaufe von Hausthieren handeln. . 

Der vierte Gegenſtand der Tages. Ordnung ift der Bericht des Abg. 
v. Unruh über die Ergebniſſe des Betriebs der Staatsbahnen 
im Jabre 1863. 

Huf Antrag des Abg. v. Hoverbeck wird aber dieſer Gegenftand abge» 
jest; fein Antrag lautet: „Das Haus wolle beſchlie en, die Berathung des 
Berichts der Commiſſion für Handel und Gewerbe über die Ueberſicht, be’ 
irkftend den Fortgang des Baues, beziehungsweiſe die Ergebniſſe des Be⸗ 
triebes der preußiſchen Staatsbahnen im Es 1863 bis nach der 
Beſchlußfaſſung aber die vier Eiſenbahnvorlagen, deren Be⸗ 
richte dem Hauſe bereits vorliegen au vertagen. 

Dieſer Antrag wird mit einer ſtarren Mehrheit W 

Das Haus geht nunmehr zu Bablprüfungen 1 er. Abg. v. d. Lee⸗ 
den erftattet Bericht über die Wahlen in dem Wahlkreiſe Neuſtadt⸗Fal⸗ 
kenberg, wo Graf Franken⸗Sierſtorpff und Pfarrer Mader gewählt 
worden find. (Der Berichterſtatter referirt mit fo leiſer und undeutlicher 
Stimme, daß ſelbſt aus den Reihen der Abgeordneten mehrſach der Ruf: 
„lauter, lauter“ vernommen wird) Die Angelegenheit war ſchon in der 
vorigen Seſſtion Gegenſtand der Beratbung und wurde in Hog eines Pro⸗ 
teftes gegen die Gültigkeit der Wahl beſchloſſen, eine zeugeneidliche Verneh⸗ 
mung über die dem Wablcommiſſarius, Landrath Baron d. Koppy, zur Laſt 
gelegten Unregelmäßigteiten und Beeinfluſſungen eintreten zu lafßen. Die 


Zeugenvernehmung iſt indeſſen nicht auf gerichtl. Wege ausgeführt, ſondern durch 


einen Regierungs⸗Commiſſar auf dem Landrathsamte vorgenommen worden. 
Der Landrath ſollte mehrfach mit Disciplinarunterſuchung gedroht haben, 
wenn nicht königstreue und confervative Männer gewählt würden. Als bei 
dem Wahlakte ſelbſt zur Wahl des zweiten Abgeordneten geſchritten werden 
ſollte, habe ein Wahlmann (Beamter) geäußert, weil er liberal ſei, möge er 
nicht gern einen Geiſtlichen wählen, nämlich den conſervativen Candidaten 
Pfarrer Mader. (Heiterkeit) „Wenn Sie den Lorenz (den liberalen Can⸗ 
didaten) wählen, ſo ſetze ich Sie von Ihrem Amte ab;“ habe Baron von 
Koppy ihn darauf bedeutet, freilich, wie der Wahlmann hinzufügt, indem er 
dieſe Worte in gewöhnlichem Ton und mit freundlicher Miene geſagt habe. 
Ueber den Wahlakt ſei ferner ermittelt worden, daß ein Gendarm in Uniform 
zugegen geweſen ſei. Als es ſich um die Giltigkeitserklärung der in Ober⸗ 
glogau gewählten Wahlmänner gehandelt habe, ſei eine Discuſſion nicht 
geſtattet worden. 

Dieſe Wahlen ſeien für ungiltig erklärt, ein Antrag auf 4 Deren nicht 
beachtet und als er von einem andern Wahlmanne (einem Rechtsanwalt) 
wiederholt mit der Bemerkung abgefertigt worden: Ich ſehe mit Bedauern, 
daß ein königlicher Beamter ſich an die Spitze der Unruhſtiſter ſtellt! Als 
ein anderer Wahlmann mit dem ganzen Verfahren nicht einverſtanden gewe⸗ 
ſen ſei. habe der Landrath zum Sekretär ſich gewendet: Notiren Sie dieſen 
Menſchen zur Denunciation bei der Staats⸗Anwaltſchaft. (Heiterkeit) Im 
Allgemeinen habe der Wahl⸗Commiſſarius geſtattet, daß diejenigen, welche 
für die conſervativen Candidaten ſtimmten, dies von ihren Plätzen aus thun 
konnten, während die liberalen Wahlmänner an den Wahltiſch herantreten 
mußten. Bei dem Wahlacte ſeien nur 414 Wahlmänner zugegen geweſen, 
von denen indeſſen 20 durch den Wahlkörper zurückgewieſen worden. Von 
den 394 als berechtigt anerkannten Wahlmännern habe dann Graf Siers⸗ 
toıpff 209, Gutspächter Winkler 183, Kreis⸗Gerichtsrath Roſe und Pfarrer 
Mader je 1 Stimme erhalten. 

In der Commiſſion ſei man aber der Anſicht geweſen, daß noch weitere 
5 Wahlmännerſtimmen für ungiltig erklärt, dagegen 1 Stimme, die nicht ge: 
zählt worden, mitzählen müſſe. Nach ne Rechnung hätte die abſolute 
Majorität 195 betragen und würde Graf Sierſtorpt nur 206 Stimmen, 
mithin immer noch 11 Stimmen über die abſolute Majorität erhalten haben. 
Bei der Wahl des Pfarrers Mader, bei der 386 Wahlmänner geſtimmt 
hätten, ſeien 6 Stimmen nachträglich für ungiftig erklärt, dagegen 1 Stimme 
als giltig hinzugekommen. Da nun der ꝛc. Mader unter ſeinen 193 Stim⸗ 
men 3 ſolcher ungiltigen gehabt habe, ſo habe er nicht die abſolute Majorität 
von 191 Stimmen erreicht. Die Commiſſion müſſe alſo zunächſt beantragen, 
die Wahl des Pfarrers Mader für ungiltig zu erklären, da es aber als un⸗ 
weifelhaft anzunehmen ſei, daß der Landrath v. n zwei Vorver⸗ 
Inmmlungen, von denen er eine vor, eine nach den Urwahlen u 
habe, bemüht geweſen fei, alle diejenigen Männer, welche feinem Einfluſſe 
zugänglich gew fen, für die conſervativen Candidaten zu gewinnen, da, was 
den Wahlact ſelbſt betreffe, das Verfahren des Wahlcommiſſarius die noth⸗ 
wendige Billigkeit und Unparteilichkeit nicht erkennen laſſe, ſo beantrage die 
Commiſſion, ſowohl die Wahl des Pfarrers Mader, als auch die des Grafen 
Sierſtorpff für ungiltig zu erklären. 

Der Präſident Grabow verlieſt einen von dem Abg. Dr. Eberty ge 
ſtellten Antrag: das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, bei der kgl. 
Staatsregierung zu beantragen, daß für den 9. eppelner Wahlkreis Neu: 
wahlen der Wahlmänner behufs einer Neuwahl der Abgeordneten veranſtaltet 
würcen. — Der Präſident ertheilt nunmehr zu thatſächlichen Mittheilungen 
über feine Wahl das Wort dem 

Grafen v. Sierſtorpff; derſelbe bemerkt: Im Intereſſe des Wahlkreiſes 
halte er es für ſeine Pflicht, einzelne Thatſachen zu conſtatiren. Das Wahl⸗ 
lokal in Friedland ſei ſehr mißlich. Der enge Raum mache es nöthig, daß 
ein Theil der Wähler im Saale, der andere draußen ſtehe. Der Wahlcom⸗ 
miſſar habe ſich alſo mit Zuſtimmung der Verſammlung damit begnügt, dies 
jenigen Wähler, welche er habe ſehen können, von ihren Plätzen aus ſtimmen 
zu laſſen; die anderen hätten natürlich vortreten müſſen. Auch ſei das Wet⸗ 
ter ſchlecht geweſen und man habe ſcharf gefräbftüdt. Im Uebrigen habe es 
Wahlmänner gegeben, welche der deutſchen Sprache nicht mächtig ſeien. In 
Betreff dieſer ſei es wohl natürlich, daß fie darüber aufgeklärt worden, um 
was es ſich handle. Der Gendarm endlich, von dem die Rede geweſen ſei, 
habe ſich nicht als ſolcher, ſondern als Wahlm ann im Saale befunden. 

Abg. Dr. Wöpke: Ich muß mich gegen den Antrag der Commiſſion 
erklären, bin aber keineswegs gewillt, die Unregelmäßigkeiten zu vertreten, 
die bei dieſen Wahlen ſtattgehabt haben Mit dem Herrn Referenten habe 
ich gemetteifert, die Sache moͤglichſt gründlich zu unterſuchen, aber ich kann 
mich der Anſicht nicht anſchließen, daß die Wahlen für ungiltig erklärt wer⸗ 
den müſſen. Das Benehmen des Landraths v. Koppy in den Vorverſamm⸗ 
lungen zeugt keineswegs von ſeiner Abſicht, dieſelben beeinfluſſen zu wollen. 
Er bat ſich blos bemüht, das Reglement klar zu machen und ich glaube, 
daß man ihm dies danken muß, denn es haben doch noch genug Unregel⸗ 
mäßigkeiten n Das Protokoll erwähnt nicht, daß dieſe Vorver⸗ 
ſammlungen im landräthlichen Amte abgehalten worden ſind; auch konnte 
hinkommen, wer wollte. Der Landrath wollte moͤglichſt freie Wahlen; er 
machte auch nur Vorſchläge. So ſchlug er den Kriegsminiſter v. Roon vor, 
und ließ ihn bei erfolgtem Widerſpruch fallen. Sämmtliche Zeugenausſagen 
wiſſen nichts davon, daß der Landrath einen beſtimmenden Einfluß gehabt 
habe, und daß dieſe Ausſagen auf dem landrätblichen Amte abgelegt worden 
ſind, kann ihre Glaubwürdigkeit doch nicht ſchwächen. Die Zeugen legen 
den Eid vor einem höheren Herrn ab, und werden dabei an den Hrn. Land: 
rath nicht denken. Daß eine gerichtliche Vernehmung nicht erfolgt iſt, mag 
als ein Mangel erſcheinen, aber dies iſt ſicher nicht abſichtlich verſchuldet, 
und darf zu keinem Tadel Veranlaſſung geben. ch erinnere daran, daß 
bei einer andern Gelegenheit, als es ſich um die Wahl des Landraths Hoff⸗ 
mann in Jüterbogk handelte, die betreffenden Zeugenausſagen vor dem 
Kreisgericht abgelegt worden ſind. ? a 

Was die Wahlen ſelbſt anbelangt, ſo muß ganz unbedingt die Wahl des 

Wahlmanns Koßlowski für giltig erklärt, dagegen eine andere für giltig er⸗ 
klärte Wahl abgeſetzt werden. Auch liegt es in der Billigkeit, die einem 
Gutsbeſitzer Maſer auf K. gegebene Stimme dem Pfarrer Mader zuzurech⸗ 
nen. Wenn geſagt worden iſt, daß nur die liberalen Wahlmänner an den 
Tiſch hätten treten müſſen, fo iſt es möglich, daß fo beim Anfang des Wabl: 
Akts verfahren worden iſt. Schließlich mußten Alle an den Wabltife tre⸗ 
ten. Der Abſtimmung über die oberglogauer Wahlmänner kann um des⸗ 
halb keine Wichtigkeit beigelegt werden, weil die Ungiltigkeit dieſer Wahlen 
auch in der Commiſſion anerkannt worden iſt. Daß die Bildung des Wahl⸗ 
vorſtandes eine ganz einſeitige geweſen ſein ſoll, iſt auch kein Vorwurf. Der 
Commiſſarius hatte eben nur eine andere Methode gewählt, als die, einen 
Vorſtand zur Hälfte aus Liberalen und zur Hälfte aus Conſervativen zu 
bilden. on allen Angriffen gegen das Verfahren des Landraths bleiben 
alſo nur die Drohungen gegen zwei Wahlmänner ſtehen, von denen der eine 
jar nicht gewählt und der andere gemeint hat, daß der Landrath mit freund: 
icher Miene zu ihm geſprochen habe. Möge man in dieſer a bon 
einer Ueberſchreitung der Amtsbefugniß, oder von einem Mangel an Würde 
ſprechen, eine beabſichtigte Einſchüchterung aber hat keineswegs vorgelegen, 
konnte auch nicht vorliegen, da die Leute recht gut wiſſen, daß der Landrath 
gar nicht die Macht hat, die 8 Amtsentſetzungen zu verfügen. Ich 
behaupte demnach, daß die Wahlen ganz freie geweſen find, und ich bitte 
Sie, die Giltigteit derſelben auszuſprechen, wie auch in Betreff der beiden 
erwähnten Wahlmännerwablen und der auf einen Gutsbeſizer Maſer abge⸗ 
gebenen Stimme meiner Anſicht beizutreten. 

Der Präſident Grabow verlieſt einen Antrag des Abg. Dr. Möller: 
Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, die königl. Staatsregierung 
zu erſuchen, gegen den Landrath v. Koppy wegen Wahlbeeinfluſſung und 
Mißbrauchs der Amtsgewalt eine Unterſuchung einzuleiten. 

Abg. Eberty: Es iſt nicht begreiflich, wie der Vorredner behaupten 
konnte, der Landrath v. Koppy habe die Wahl nicht beeinflußt und auch 
schwerlich beeinfluſſen wollen. Der Landrath hat feine Befugniſſe überſchrit⸗ 
ten, er hat die Anweſenheit eines bewaffneten Gendarmen bei der Wahl ge⸗ 
ſtattet (Ruf: Der war Wahlmann!) und ſich ſolche Dinge erlaubt, daß in 
einer Perſon nicht der Wächter des Geſetzes zu erkennen iſt, der er fein 
ſollte, ſondern daß vielmehr behauptet werden muß, er habe für Parteizwecke 
gewirkt. Ein Wabl⸗Commi ar, der ſich als Parteimann gerirt, bietet keine 
Garantie für die Unparteilichkeit, und daher iſt eine Wahl unter der Leitung 


eines ſolchen an ſich ſchon ungiltig. Es wäre gerechtfertigt, zu verlangen, 
daß geſetzlich gegen den Landrath eingeſchritten würde, aber ich hüte mich, 
ein ſolches Verlangen an dies Miniſterium zu richten. Mit gleichem Rechte, 
wie das iſt, womit wir die Wahl beider Abgeordneten für ungiltig erklären 
können, dürfen wir nach den Ausführungen des Herrn Referenten die Giltig⸗ 
keit der glogauer Wahlmänner⸗Wahl ablehnen. Ich empfehle Ihnen daher 
die Annahme des Antrages der Abtheilung, ſowie meines Amendements. 

Abg. Schulz (Borken): Es iſt unmöglich, auf alle Einzelheiten, die der 
Hr. Referent erwähnt hat, einzugehen. Ich möchte nur daran erinnern, daß 
unſer Spruch, den wir hier zu fällen haben, das Urtheil einer Jury ift und 
vaher weder durch Leidenſchaft, noch durch den Unwillen über das Betragen 
des Landraths beeinflußt werden darf. Mit welchem Rechte die Wahl des 
Grafen Sierstorpff beanſtandet werden könnte, iſt gar nicht erſichtlich. Die 
Ausführung des Referenten, daß die Majorität, durch welche derſelbe ge⸗ 
wählt, gering geweſen, kann hier in keinem Falle maßgebend ſein. Wenn die 
Wahl wirklich verdient, für ungiltig erklärt zu werden, dann iſt die Größe 
der Majorität gleichgiltig. Und was die Wahl des anderen Abgeordneten 
betrifft, fo ſtehen die Angriffe gegen deren Giltigteit auf ſehr ſchwachem Bo⸗ 
den. Der Landrath v. Koppy, deſſen Ungebörigkeiten hier eine fo ſchaxfe 
Beurtheilung gefunden und deſſen Wahlleitung den Anlaß zu der ngiltige 
keits⸗Erklärung gegeben, ift übrigens noch gar nicht gehört worden und die 
Gerechtigkeit verlangt wohl, daß der alte Grundſatz audiatur et altera pars 
aufrecht erhalten werde (Vice⸗Präſident v. Unruhübernimmt das Präſidium). 

Abg. Dr. Löwe: M. H.! Sie haben gehört, der Hr. Graf Sierſtorpff hat 
erwähnt, es ſei ein ſchlechtes Wahllokal benutzt worden. Das Wahllokal ſe i 
ſo klein geweſen, daß nicht alle Wahlmänner darin Platz gefunden und daß 
hierdurch, wie durch das ſchlechte Wetter veranlaßt, ſich ein Theil der Wahl⸗ 
männer in dem daneben gelegenen Frühſtückszimmer aufgehalten hätte, wo⸗ 
durch eine erregte Stimmung entſtanden ſei. In Folge der beſchränkten 
Räumlichkeit ſei das Herantreten an den Wahltiſch ſchwer geworden, deswe⸗ 
gen ſei es nur von den liberalen Wahlmännern gefordert. M. H., ein eng⸗ 
liſches Sprüchwort ſagt: „Was iſt Sauce für die Gans, iſt auch Sauce für 
den Gänter!“ d. h. es darf kein Unterſchied gemacht werden! (Heiterkeit.) 
Ich finde in dem Unterſchiede, der bei dieſem Wahlverfahren gemacht iſt, 
einen Verſuch zur Einſchüchterung. Es wurden ferner die Leute, die für 
den Oppoſitions⸗Candidaten ſtimmten, ſorgfältig examinirt, während man 
die Uebrigen aus der Ferne den Namen ihres conſervativen Candidaten rufen 
ließ und es mit kleinen Abweichungen in der Ausſprache dabei nicht ſo ge⸗ 
nau genommen wurde. Dies Verfahren ift parteiſſch, und m. H., es bat 
daſſelbe ſtattgefunden in einem ſprachlich gemiſchten Bezirk, wo die Gleich⸗ 
ſtellung Aller doppelt nöthig war, um Allen die nöthige Klarheit zu bewah⸗ 
ren, wenn man nicht einen Mangel an Rechtgefühl bekunden wollte. 
Herr Graf Sierſtorpff bat zugegeben, die Manieren des Landraths von 115 
ſind nicht angenehm, ſchon hiernach hätte der Vorredner, Abg. Dr. Wöpke, 
beurtheilen können, wie ſehr er fehl greifen mußte, wenn er dieſe nicht an⸗ 
genebmen Manieren als heitere Redensarten darzuſtellen ſuchte. 

Was das Strafgeſetzbuch zu einer Beeinfluſſung der Wahlen ſagen würde, 
hat Ihnen bereits ein Vorredner mitgetheilt, daß aber der Herr Landrath 
von Koppy ſeitdem einen Orden erhalten, iſt Ihnen wohl noch unbekannt. 
Sul hört!) Wenn ich eben erwähnt, daß die ſprachlichen Verhältniſſe 

chleſiens eine beſondere Berückſichtigung verdienten, ſo iſt mir dabei wo 

bewußt, daß die Provinz Schleſien eine der ſchönſten Perlen in der Krone 
Preußens iſt. Aber der Fluch der hiſtoriſchen Entwickelung laſtet darauf 
mehr und ſchwerer, als auf anderen Provinzen. Die Stellung der politiſchen 
Parteien zu einander iſt dort anders, als in den übrigen Provinzen. Es 
eriftirt dort eine niedere Arbeiter⸗Bevölkerung, welche zwiſchen dem tiefſten 
Servilismus und der Revolution ſchwankt. Es iſt daher dort nöthig, dop⸗ 
pelt die Geſetzlichkeit aufrecht zu erhalten. Darum ſtimme ich für die Ungil⸗ 
tigkeit der Wahl beider Abgeordneten. 

Graf Sierſtorpff bemerkt zur thatſächl. Berichtigung, der im Lokale 
anweſende Gendarm ſei Wahlmann geweſen, mehrere andere Gendarmen 
ſeien vor der Thür zur Aufſicht poſtirt geweſen. 

Abg. Oſterrath zieht zunächſt eine Parallele zwiſchen dem Lokale des 
Abgeordnetenhauſes und dem mehrfach genannten Wahllokale. Er betont 
ferner, daß hauptſächlich die beiden Gewählten geſckäbigt würden, wenn man 
die Wabl ungiltig mache, und dieſe ſelbſt ſeien an den Wahlbeeinfluſſungen 
vollkommen unſchuldig. Er fordert ſchließlich auf, gegen den Antrag der 


Abtheilung zu ſtimmen. 

Abg. Ziegler beantragt Schluß der Debatte, findet jedoch nicht gends 
gende Unterſtützung. 

Abg. Wachler hebt zunächſt hervor, daß es nicht eine Schädigung der 


Perſon ſein könne, wenn die Wahl beanſtandet würde, ſondern daß ohne 
Anſeben der Perſon geurtheilt würde, ob die Wahl frei oder beeinflußt ge⸗ 
weſen. Zum Beweiſe, daß die Wahl beeinflußt worden, verlieſt der Redner 
einige auf dieſe Wahl bezügliche Stellen aus dem 2. Berichte der während 
der vorigen Seſſion erwählten Commiſſion zur Unterſuchung der Thatſachen, 
bezüglich der bei den letzten Wahlen der Abgeordneten vorgekommenen geſetz⸗ 
widrigen Beeinfluſſungen der Wähler. eg 

Abg. Graf Eulenburg ſpricht für die Giltigkeit der Wahl, indem er 
ſich Wb a gegen die letzten Redner wendet. Ibm entgegnet 

Abg. Schulze (Berlin): Wir müſſen mit der größten Gewiſſenhaftigkeit 
und Strenge verfahren, weil es ſich um Wahrnebmung des Fundamental⸗ 
rechtes des Volles, um das Wahlrecht handelt, welches in dem vorliegenden 
u auf das Frivolſte angetaſtet worden iſt. Welchen Erfolg die 

uſſung gehabt hat, iſt gleichgiltig, wir haben das Volk zu ſchützen gegen 
ſolche Beeinfluſſung, dazu bilden wir die einzige Inſtanz. Wenn wir dieſe 
Wahl gelten laſſen, ſo taſten wir an die Wurzel unseres Mandats und 
untergraben unſere eigene Exiſtenz. : 

Abg. Graf Bethuſy⸗Huc unterſcheidet zwiſchen activer und paſſiver 
Wahlbeeinfluſſung. 

Abg. Dr. Simſon: Meine Herren! Wenn eine Verhandlung wie die 
heutige vor einen Gerichtshof käme, ſo würde der muthmaßlich nach dem 
Vortrage des Hrn. Referenten die Ueberzeugung ausgeſprochen haben, daß, 
da dem erſten ee des Hauſes auf gerichtliche und eidliche Zeugen⸗ 
vernehmung kein volles Genüge geſchehen ſei, dies erſt nachgeholt werden 
müſſe. Ich bin in hohem Grade damit einverſtanden, daß Niemand unter 
Ihnen heute einen ſolchen Vorſchlag in unſerer Mitte erhoben hat. Ich will 
nicht unterſuchen, wie der 1 der kgl. Regierung für Oppeln über⸗ 
haupt dazu gekommen iſt, Zeugen eidlich zu vernehmen. Sie haben den Eid 
geleiſtet, wie viel oder wenig Competenz der gehabt haben mag, der ihn ihnen 
abgenommen hat. Eine zweite Vernehmung von Zeugen, die ſich durch einen 
bereits geleifteten Eid für gebunden erachten, iſt in ſolchen Fällen meiſtens 
in ihrem Reſultate inan (inan!), wie meine ſpeciellen Collegen aus dem 
Richteramte mir beſtätigen werden. Es iſt bemerkt worden, wir wären hier 
eine . auch in 8 der in Rede ſtehenden Zeugenausſagen. 
Der Herr Referent hat aber wohl überſehen, daß bei uns die Richter don 
aller Beweis⸗Theorie ebenſo frei ſind wie die Geſchworenen; daß wir alſo, 
wenn wir Richter wären, was wir nicht ſind, dieſen Zeugenausſagen mit 
oder ohne Eid ſo viel Beweiskraft abnöthigen könnten, als nach unſerer 
Ueberzeugung der Fall iſt. Und da muß ich ſagen, daß nicht nur ausrei⸗ 
chendes Material für die Caſſation der beiden Wahlen vorliegt, ſondern viel 
mehr als ausreichend iſt. Ich Be mir, m. H, den_Gejammteinprud 
vieler Wahl (der zweiten, mit der ſich das Haus in dieſer Sitzung eingehend 
beſchäftigt hat), nicht mit einem Ausdruck der aus meiner weiter p 
Entrüſtung entnommen iſt, zu bezeichnen. g 

Obwohl ich mich von dieser Stimmung unmöglich frei erklären kann, will 
ich ihn doch dadurch mildern, daß ich ihn einem Heroen unſerer Literatur 
entlehne. Es iſt ein Leſſing'ſches Wort: „Zu viel Ingredienzien für ein 
Vomitiv.“ (Heiterkeit) Ich frage: womit kann man den Treigeberzen 
unſeres Landes tieſer kränken, als daß man ihn zu einem Wahlakt beruft 
und ihm dort Alles moglich zu machen ſucht, nur nicht den Ausdruck feiner 
perſönlichen Meinung! (Sehr wahr!) Wie kann, frage ich, das ſittliche Ge⸗ 
fühl der Nation tiefer verletzt werden, als dadurch, daß man den Akt der 
freieften Entſcheidung zu einem bloßen Schein einer perſönlichen Entſchei⸗ 
dung herabdrückt. 9 erinnere mich freilich, vor Jahren in dieſem Haufe 
gehört zu haben, frei werde der Menſch erſt dadurch, daß er von allen Ecken 


und Enden beeinflußt wird. (Heiterkeit.) In den 30er Jahren hat ein neu⸗ 
berufener Redacteur des Staatsblatts von der germaniſchen Freiheit, die er 
discreditiren wollte, gejagt, ſie geftatte alles, was nicht verboten ſei; die ro⸗ 
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berichtigen, beantragt: „das Haus wolle beſchließen, in Erwägung, daß die 


e, ꝛc. die verfaſſungsmäßige erforderliche Zuſtimmung zu verſagen.“ 


aus dem Verbande zu entlaſſen, nachdem das für die Verwaltung allerdings 
ertragen worden, und die — Bevölkerung im Ge entbeil unter 
ihrer bisherigen Herrſchaft zu verblei 


a er nad feinem, 
a resfriſt ra 
5 1 5 wurde dieſe Friſt bis zum 1. Juli 1865 verlängert. 


5 hung genehmigt worden, obwohl unter ſehr lebhaften 
orität 


* 


maniſche aber, der er den Vorzug gab, nur das, was dem Menſchen befoh⸗ 
len ſei. (Heilerkeit.) Mit Erſtaunen habe ich bier Deductionen gehört wie 
eordneten in unſerer Mitte ſejen an dem gan⸗ 
zen Vorgange uuſchuldig. Mein verehrter Freund zu meiner Rechten (auf 
den Abg. Oſterrath deutend) hat mich durch dieſe Ausführung äußerſt über: 
raſcht (Heiterkeit), noch mehr durch feine Lehre von der Verjährung. 
Namentlich ſind die beiden Abgeordneten an dieſen Vorgängen ſo unſchul⸗ 


dig, wie ich ſelbſt, und ich Tann auch dem Antrage auf ls Waßleom Land⸗ 


raths nicht beiſtimmen, ſo ſehr ich auch ſein Verfahren als commiſſar 
in Uebereinſtimmunz mit den Mitgliedern von allen Seiten dieſes Hauſes 
tadle. Ich bin dafür, daß das Haus nicht die Aufgabe hat, die verfolgende 
Thätigkeit der Regierung auf irgend einem Gebiete zu 'probbeiren. (Sehr 
richtig!) Von gar keiner Strafe iſt hier die Rede, auch nicht von Anwen⸗ 
1 rincipien aus dem Strafrecht, wonach Niemand für ſchuldig 
erachtet werden ſoll, dem nicht ſeine Schuld bewieſen iſt. Ich halte mich 
an folgende einfache Thatſache. Ich ſehe ganz unwiderleglich erwieſen 

bare Spuren eines durchaus ungeſetzlichen, auf einzelne Wahlmänner mit 
Erfolg geübten Einfluſſes und daraus ſchließe ich im Intereſſe der Wahlfrei⸗ 
beit des betreffenden Wahlkreiſes, nicht behufs irgend einer Anſchuldigung, 
daß das, was für unſere Wahrnebmung unverkennbar auf die Scholzen A. 
und B. gewirkt bat, wahrſcheinlich auch nicht wirkungslos geblieben iſt auf 
die Männer von gleicher Stellung wie ſie. 

Zumal, m. H., die Bedrohung ja nach der Natur unſeres Beamtenſtan⸗ 
des, wenn ich mich ſo ausdrücken ſoll, nicht bataillons⸗ oder brigadenweiſe 
ausgeübt werden kann, dann müßte man ja zur Bedrohung eine ähnliche 
Majorität von Beamten haben, wie neulich bei der Erörterung über die 
Coalitionsfreiheit das Mitglied für Berlin in ausgeführt hat, daß zwar 
eine Majorität die Minorität, aber nicht die Minorität die Majorität ernäh⸗ 
ren könne. M. H., das iſt ja das Weſen einer ſolchen Bedrohung, daß man 
ſich Einzelne — der verehrte Graf Bethuſy ſagte „paſſiv“ leichter zu beein⸗ 
fluſſende — ausſucht und an denen ein Exempel ſtatuirt. Dieſes wirkt ja 
per indireetum und darum kann ich mich ſehr gut in die Seele eines ſolchen 
Scholzen verſetzen, wenn ſich der Mann ſagt: An A und B habe ich dieſe Aeuße⸗ 
rungen richten ſehen, die Erfahrungen der letzten Jahre haben mir gezeigt, daß 
dergleichen Drohungen in's Werk geſetzt worden ſind; als kluger Fami⸗ 
liendater will ich mich überhaupt außerhalb des Schuſſes halten, ſei es, daß 
ich nicht wähle, ſei es, daß ich gegen meine Ueberzeugung wähle. Daß nun 
Mann, wenn er nach ſolchem Vorgange nach 25 geht, im tiefſten 
Herzen gegen einen Vorgeſetzten erbittert iſt, der ihn zu einer ſolchen Seldſt⸗ 
erniedrigung genöthigt hat, das iſt ein Geſichtspunkt, den nicht jeder Beamte 
nimmt. Aber, m. H., ich meine, es ſchickt ſich, daß wir dieſen Geſichts⸗ 
punkt aufrecht erhalten, daß wir — wie ganz richtig geſagt worden ift — 
die Baſis unferer eigenen Exiſtenz, die Freiheit des Rechts der Wahlkreiſe 
aufrecht erhalten. (Bravo!) ; 

Es iſt bemerkt worden, es ſei nur Spaß geweſen, und nicht Jedermann 
babe die gute Eigenſchaft. Spaß zu verſtehen. (Heiterkeit) Ja, das mag 
mir der Herr Redner nicht übel nehmen, ich bin dadurch an die hekannte, 
uralte, triviale Geſchichte erinnert worden von dem Manne, der eine Ohrfeige 
bekam und den — 1 mit großer Energie fragte: Soll das Spaß ſein? 
Als er darauf die Antwort bekam: Nein! es iſt vollkommener Ernſt! Da 
antwortete er: Das iſt Ihr Glück, denn ſolchen Spaß hätte ich auch nicht 
verſtanden. (Große Heiterkeit.) M. H., unter den Scholzen iſt einer ge⸗ 
weſen, der ſich ganz vortrefflich auf den Spaß verſtanden haben muß, denn 
trotz aller Bonhommie des Landraths in der in Rede ſtehenden Erklärung 
bat er doch gethan, was der Landrath wollte. Ich denke, dafür iſt Ihnen 
der Beweis evident geliefert. — Wenn Sie vielleicht in meinen Worten eine 
gewiſſe Erregung wahrnehmen, die ich vergeblich mich bemühen würde, Ihnen 
zu verhehlen, ſo mag es ſein, weil juſt Beamtete Gegenſtand dieſer Beein⸗ 

uſſung geworden find. Sehen Sie, m. H., ich kann das noch nicht vergeſſen, 
weil ich alt genug dazu bin, daß der Beamtenſtand in unſerem Vaterlande, 
ehe wir eine Verfaſſung hatten, auf das Mannichfachſte, oft völlig ſeiner hohen 
Sendung ſich nicht bewußt, die Stellung einer Volksvertretung eingenommen 
hat, einer Volksvertretung, an die, denke ich auch die Geſchlechter nach uns 
noch mit Ehren zurückdenken werden. Die Aufrechthaltung der Rechte, die 
— Hauſe anvertraut iſt, lag damals ausſchließlich auf dem Beamten⸗ 
ſtande. 

Nun können Sie ſich leicht denken, dieſe Scholzen ſind nicht meine Spe⸗ 
eialeollegen (Heiterkeit!) ; die Verwaltungsbeamten find es überhaupt nicht; 
ich weiß, daß das Richteramt noch vor allen anderen Beamtenſtellungen ſeine 
—.— Vorzüge hat, die am allerwenigſten ungefährdet angetaſtet werden 

nnen; — aber wenn ich mir nun das Experiment mit 8 daß man, 
in den niederen Kreiſen freilich, verſucht, die Beamten, die weiland in dieſem, 


unſerem Vaterlande eine jo hohe Miſſion hatten, zu den biegſamen, zu abſo⸗ 
luter Folgſamkeit verurtheilten Satelliten jeder Gewalt zu machen, dann ſage 
ich Ihnen, m. H., iſt mein Herz empört und wenn von dieſer Empörung in 


meinen Worten etwas wiedergefunden wird, ſo kann ich dagegen nicht an⸗ 
kämpfen. Wir wollen, m. H., durch unſer heutiges Votum dem betreffenden 
Wahlkreiſe ſeine Wahlfreiheit wiedergeben. Gefällt es ihm dann, uns den 


Hrn. Grafen Sierſtorpff und den Herrn Pfarrer Mader wiederzuſchicken, nun, 


dieſe Männer ſind aus dieſer Erörterung völlig makellos hervorgegangen. 
Ich wüßte nicht, wie wir ſie nicht empfangen ſollten, wie jeden andern 
llegen. Wir wollen uns nur den Geſichtspunkt nicht verrücken, nicht er⸗ 

zählen laſſen, wir ſprechen Urtheile über Landräthe, Abgeordnete, Wahl⸗ 

männer, oder Wen immer; wir richten nur die Freiheit des Wahltreiſes 


darum auf, weil wir ſie in einer vollkommenen ungeſetzlichen Art angegriffen 


eſehen haben; dabei beirren mich weder die Rechnung mit den einzelnen 
timmen, noch die mit den neutralen Stimmen. Eine neutrale Stimme 
ſcheint mir ungefähr wie eine contradietio in adjecto. Es kümmern mich 
auch nicht die einzelnen, vorgekommenen Verhandlungen, von denen ich wirk⸗ 
lich ſagen würde, daß ein einzelnes Pulvetkorn ein Haus nicht in die Luft 


ſprengen könne, daß aber ein Haufen ſolcher, einzeln für nichts zu erachten⸗ 


der Pulverkörner dies wohl vermag. So liegt der Fall; der Geſammteindruck 
der Beweisführung führt mich zu der Ueberzengung, daß beide Wahlen 
caſſirt werden müſſen. Dafür ſtimme ich, keineswegs aber ſtimme ich dem 


Antrage des Abg. Möller bei. (Lauter Beifall.) 


Vice⸗Präſident v. Unruh ſchreitet zur Abſtimmung. Mit ſehr großer 
Majorität erklärt das Haus beide Wahlen, über welche einzeln abgeſtimmt 
wird, für ungiltig, Außer den Conſervativen ſtimmt nur ein Theil der 
Katholiken für die Giltigkeit. 3 : 

Präſident Grabow nimmt wieder den Vorſitz ein und bittet, daß das 
Haus ihm die nächſte Sitzung, ſowie die Tagesordnung zu beſtimmen über⸗ 
laſſe, da die Krankheit des Miniſters des Innern noch andauere. Das Haus 
geſtattet ihm unter Dispenſation von der dreitägigen Friſt einige zu erwar⸗ 
tende kleinere Berichte der Juſtizcommiſſion, wenn ſie 24 Stunden vor der 
Sitzung eingehen, auf die nächſte Tagesordnung zu ſetzen. 

Endlich wird die Wahl des Abg. Prof. Hüpfer im 4. aachener Wahl: 

für giltig erklärt. 3 
chluß 3 Uhr. Nächſte Sitzung unbeſtimmt. 
O. C. [Die zur Berathung des mit Sachſen⸗Altenburg abge⸗ 
enen Vertrages vom 5. Juni 1862 gewählte Commiffion] 
des Abgeordnetenhauſes hat in ihrer geſtrigen Sitzung nicht beſchloſſen, dem 
Hauſe die Genehmigung deſſelben zu empfehlen, ſondern, wie wir hiermit 


dem ander Staatsverbande einzuverleibenden altenburg ' ſchen Bewohner 
der Ortſchaften Willſchütz und Gräfendorf theils über dieſe Einverleibung 
nicht gehört find, theils Widerſpruch dagegen erhoben haben, — dem Vertrage 


Zu bemerken ift, daß ſchon unter Friedrich Wilhelm IV. von den dieſſei⸗ 
ttgen Behörden in den 3 Ortſchaften zur Erleichterung der Verwal⸗ 
tung derſelben eine Gebietsveränderung gewünſcht wurde, daß auch die dies⸗ 
ſeitigen Landesangebörigen mit einer ſolchen Veränderung durchaus einver⸗ 
ſtanden waren, vaß aber der verſtorbene König Anſtand nahm, Unterthanen 


unbequeme Verhältniß bereits ſeit Menſchengedenken beſtanden hatte und 


) en wünſchte. Am 5. Juni 1362 wurde 
aber durch den preußiſchen Landrath v. Wurmb und den altenburgiſchen 
Commiſſar Feſe der jetzt vorliegende Vertrag abgeſchloſſen, und zwar ſollte 
fut als nicht abgeſchloſſen gelten, wenn er nicht binnen 
cirt war. Durch eine neue Vereinbarung vom 3,/7, Juni 


Inzwiſchen ist der Vertrag von der ſachſen⸗altenburgiſchen Landesvertre⸗ 
f iderſpruch einer Mir 
„die ſich auf ähnliche Gründe berief, wie geſtern unſere Commiſſion: 


Die altenburgiſche Bevölkerung in dem einen Dorfe iſt gar nicht befragt wor⸗ 


den, in dem anderen bat fie gegen den Hoheitswechſel geradezu proteſtirt. 
Bei der Verhandlung im Landtage machte der altenburgiſche Miniſter die 
1 eſichtspunkte geltend, von denen unſere Commiſſion mit Ent⸗ 


““ 
ande glaubt abſehen zu müſſen, da die Zeit des Austauſches von | 40 


and und Leuten, ohne Zustimmung der letzteren, vorüber ſei. In den 
gegenwartigen Verhältniſſen hat der geftrige Beſchluß der Commiſſion, ob: 
wohl das Object der Beratbung kein großes war, eine unverkennbare 
principielle und politiſche Bedeutung, gegen welche die aus der Mi⸗ 


lit t und der eventuellen Wieder ing der früheren Jagdberechti⸗ 
din in Preußen ($ 10 des Vertrages) entnommenen Einwände völlig zu⸗ 
r ten. — Der geftern anweſende Vertreter des auswärtigen Amtes, Ger 
heimer Leg. Rath v. Kaehler ging auf dieſe Seite der Frage nicht ein, 4 
dern berief ſich lediglich auf die adminiſtrativen Schwierigkeiten, zu deren Be⸗ 
ſeitigung der Vertrag abgeſchloſſen worden iſt. 

Königsberg, 20. Febr. [Die Adreſſe gegen Schenkel] 
iſt, wenn keine Nachträge mehr kommen, in der ganzen Provinz von 
222 Geiſtlichen nicht unterſchrieben worden. Der amtliche Bericht 
zählt 441 Unterſchriften, unter denen ſich 11 von Nichtgeiſtlichen be⸗ 
finden. Mithin beträgt die Zahl der Geiſtlichen, die ſich jener Adreſſe 
nicht angeſchloſſen haben, etwas über ein Drittel. (K. H. 3.) 

rankrei ch. 

Paris, 20. Febr. [preis vertheilung der polytechniſchen 
Geſellſchaft und Empfang der deutſchen Arbeitervereine.) 
Der „Moniteur“ theilt heute die Rede mit, welche der Unterrichts mi⸗ 
nifter bei der geſtrigen Preis vertheilung der polßytechniſchen 
Geſellſchaft gehalten hat. Dieſe Geſellſchaft hat ſich die Ausbil⸗ 
dung der erwachſenen Arbeiter zur Aufgabe geſtellt und ſucht dieſelbe 
durch Unterrichtsſtunden und Lehrvorträge während der Abendſtunden 
im Winter moͤglichſt zu fördern. Hr. Duruy hat über die Geſchichte 
des Arbeiters geſprochen und dieſelbe in ſo kräftigen, klaren Zügen ent⸗ 
worfen, daß ſeine Rede auch außerhalb des betreffenden Arbeiterkreiſes 
Anerkennung findet. Er beginnt mit der Stellung des Arbei⸗ 
ters unter den Pharaonen und führt der Reihe nach die Scla⸗ 
venzuſtände der antiken Welt, die Emancipation des Indivi⸗ 
duums durch das Chriſtenthum, die Leibeigenſchaft des Mittelalters, 
den erſtickenden Zwang des Zunftweſens und die Erloͤſung durch die 
Revolution von 1789 vor, deren hohe Aufgabe in Bezug auf das 
materielle Wohl der arbeitenden Klaſſen von keiner nachfolgenden Re⸗ 
gierung in fo umfaſſender und befriedigender Weiſe gelöft worden iſt, 
wie von der gegenwärtigen. Es bietet ſich dem Redner dabei die beſte 
Gelegenheit, auf die vielen wohlthätigen Maßregeln hinzuweiſen, welche 
das Kaiſerreich ſeither im Intereſſe der großen Maſſe in Angriff ges 
nommen und zum großen Theile auch erfolgreich durchgeführt hat. 
Zum Schluſſe kommt eine warme Aufforderung, die Vortheile der 
Schulbildung, welche die an 5000 Köpfe ſtarke Verſammlung in ſpäͤ⸗ 
teren Jahren ſich zu erwerben oder zu vervollſtändigen veranlaßt ſiebt, 
dem heranwachſenden Geſchlechte ſchon in der Jugendzeit zu Theil 
werden zu laſſen. E 

„Manche von Ihnen“ — ſchließt der Minifter feine Rede — „erinnern 
ſich wohl der unfeligen Junitage des Jahres 1848. Während einer kurzen 
Unterbrechung des brudermörderiſchen Kampfes näherte ſich ein Parla⸗ 
mentär einer Barrikade und fragte deren Vertheidiger, was ſie denn eigent⸗ 
lich erlangen wollten. Erſtaunt über dieſe Frage, benahmen ſie ſich unter⸗ 
einander und waren lange Zeit unſchlüſſig, was fie antworten ſollſen. End⸗ 
lich ſagte ihr Anführer zu dem Parlamentär: „Nun, wir wollen Unter⸗ 
richt far unſere Kinder; wir, wir ſchlagen uns, ohne zu wiſſen, warum. 
Sie ſollen ſich wenigſtens nicht ſo wie wir von Anderen ans Leitſeil nehmen 
laſſen.“ Dieſe Worte habe ich vernommen und ſie ſind mir ſtets in Erin⸗ 
nerung geblieben. Und beute ſoge ich Ihnen meinerſeits als Miniſter des 
Kaiſers: Unterrichten Sie Ihre Kinder, unterrichten Sie ſich ſelbſt, damit 
wir, dem Wunſche des Herrſchers dieſes freien, glorreichen Landes entſpre⸗ 
chend, Jeder in dem ihm angewieſenen Kreiſe ihm helfen können, den Koͤr⸗ 
per der Nation zu ſtärken und ihren Geiſt zu heben.“ k 

Die Preisvertheilung der polptechniſchen Geſellſchaft, in welcher der 
Unterrichtsminiſter feine obenerwähnte bedeutende Rede gehalten bat, 
zeichnete ſich auch durch den Empfang aus, der den Delegirten der 
deutſchen Arbeiter-Vereine zu Theil ward. Perdonnet, der 
Präſident der Geſellſchaft, begrüßte ſie in einer warmen Anrede und hob 
namentlich den Charakter der Brüderlichkeit hervor, der ſich in ihrem 
Erſcheinen kund giebt und der gewiſſermaßen als ein Vorzeichen der 


Mitte erſchienen waren, zu begrüßen.“ 


dung wieder zerſtört.“ Hr. Ruhlmann, Profeſſor aus Göttingen, 
dankte im Namen der Repräſentanten Deutſchlands. Seit langer Zei 
babe er gelernt, Frankreich zu achten, das der Welt ſeine Gelehrten, 
feine Ingenieure und feine Maſchinenbauer liefere; er werde wieder⸗ 


mache. Herr Duruy hat dem deutſchen Gelehrten für die ſchöne 
Worte, die er geſprochen, gedankt. 

„Sie hatten die Gewogenbeit,“ drückte er ſich aus, „uns zu fagen, daß 
Deutſchland ſich glücklich ſchätzt, Frankreich feine Gelehrten, Mechaniker und 
feine Maſchinenbauer zu entlehnen; geſtatten Sie dem Miniſter des öffent⸗ 
lichen Unterrichts von Frankreich, Ihnen zu erklären, daß fein lebhafteſter 
Wunſch der iſt, Deutſchland das Wiſſen und das Talent ſeiner Lehrer, und 
namentlich jene wohltbätige Geſetzgebung zu entlehnen, kraft welcher Ihr 
— er Stolz jagen kann, daß keines feiner Kinder in der Unwiſſenheit 
verbleibt.“ 

Der Eindruck dieſer Worte war ein unbeſchreiblicher, und erſt nach 
geraumer Weile konnte der Miniſter wieder zu Worte kommen, um 
Herrn Ruhlmann öffentlich die Inſignien des Offiziers des öffentlichen 
Unterrichts (ein höherer Grad in der Univerſitäts⸗Hierarchie Frankreichs, 
beſtehend in einem am Rockkragen anzubringenden goldgeſtickten Palm⸗ 
zweige) zu überreichen. „Nehmen Sie“, ſprach der Minifter, „dieſe 
goldene Palme mit über den Rhein zurück, Herr Doctor, und zeigen 
Sie dieſelbe Ihren Landsleuten als einen Beweis der brüderlichen Ge 
ſinnung, von der Frankreich für Ihr großes Vaterland beſeelt iſt.“ 


= Breslau, 23. Febr. [Feuer.] Die Hauptfenermahe rückte heute 
Morgen in der 7. Stunde nach dem Haufe Schmiedebrücke 50, wo in der 
1. Etage des Seitengebäudes in Folge eines ſchlechten Ofens ein Dielen⸗ 
und Balkenbrand ausgebrochen war, der erſt nach Entfernung des Ofens ge⸗ 


löſcht werden konnte. 


Metesrolösifche Beobachtungen. 
d hei 0 Grd. = t⸗ Wind 
ee Einen Bie Tempera: | Ba⸗ Aid ri tun | Wetter. 
tur der Luft nad) Reaumur. rometer. | ratur. tärke. 
Breslau, 22. Febr. 10 U. Ab.] 335,9 — 5,2 | . | Bedeckt. 
23. Febr. 6 U. Mrg.] 335,85 — 5,0 NW. 2. Trübe. 


Breslau, 23. Febr. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 13 F. 10 3. U.⸗P. 1 F. 9 3. 
Eisſtand. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
521 28 Ali . — Ubr. Die Börfe beſchaftigte ſich heute 
ausſchließlich mit dem Eredit⸗Mobilier. Man ſprach von der Demiſſion 
Emile Pereire's und fürchtete einen geringen Ausfall der Dividende. Später, 
als die Nachricht von der Demiſſion Pereire's dementirt wurde, beſſerte ſich 
die Stimmung. Die Zproz. begann zu 67, 22%, ſtieg bis 67, 32%, fiel auf 
67, 15, hob ſich wieder nd 57, 30 und ſchloß in ziemlich ferter Haltung Ir 
dieſem Courſe. Credit⸗Mobilier, der zu 914 begonnen hatte und dis 8x2, 50 
gewichen war, ſtieg wieder auf Notiz. Die ſämmtlichen übrigen Werthpapiere 
waren unbelebt, aber ziemlich feſt. Conſols von Mittags 1 Uhr waren 89% 
gemeldet. Sckluß⸗Courſe: 3proz. Rente 67, 30. Ital. öproz. Rente 64, 95. 
Zproz. Spanier 42. proz. ier —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Attien 
442, 50. Crebit⸗Robilier⸗Aktien 907,50. Lomb Eifentahn-Attien 546, 25. 
London, 22 Febr. Nachm. 4 Uhr. Conſols 89%. iproz. Spanier 
Sardinier 79. Mexikaner 26%. 5proz. Ruſſen 914. Neue Ruſſen 
Türkiſche Conſols 51%. 
London, 22. Febr., 1 Der Dampfer „Peruvian“ hat new⸗ 
vorker bis zum 11. d. Abends reichende Berichte in Greencaſtle abgegeben. 
Wechſel⸗Cours auf London 226%, Goldagio 104%, Bonds 110, . 


großen Vereinigung der Volker zu betrachten ſei. „Die gunze ar 
lung,“ ſchreibt C. Sauveſtre in der „Opin. Nat.,“ erhob ſich auf 
feine Stimme, um mit Begeiſterung die Friedensboten, die in ihrer 
„Der blinde Haß,“ rief Per- 
donnet aus, „wird durch die Unwiſſenheit unterhalten, durch die Bil“ 


kehren, um jene brüderliche Allianz zu befeſtigen, die ihn ſo onen 


wi 
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wolle 86, — Bis 10 12 Abends war Goldagio auf 105% geſtiegen, Bands 
e 
br 


uf * 9 en! 5 
en, 22. Februar, Nachmittags 2 Uhr. Börſe matt. — Schluß⸗ 
C 8 e et es 72, — 1 r Logſe 88, —. Bank⸗ 
ien 804, —. ordbahn 183, 10. National⸗An! 7%, 30. Credit⸗ 
lien 188, —. Staats⸗Eiſenbahn⸗Aktien⸗Cert 199, 90. Gulinier 222, —. 
London 112, 90, Hamburg 84, 90. Paris 44, 90. Böhm. Weſtbahn 162, 50, 
Creditlooſe 127, 80. 1860er Looſe 93, 70. Lombard. Eiſenbabn 246, —. 
Frankfurt a. M., 22. Febr., Nachm. 2% Uhr. Oeſterr. Effekten ſchwan⸗ 
kend. Neue Finnl. Pfandbr. 83 1. Schluß⸗Courſe: Ludwigsb.⸗Bexb. 147%. 
Wiener Wechſel 104%. Darmſtädter Bank⸗Aktien 286. Darmit, Zettel⸗Bank 
258%. Sprozent. Metalliques 6015 A prozent. Metalliques 55%. 1854er 
Looſe —. eſterr. Nat.⸗Anl. 68%. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗Eiſenbahn —. 
Oeſterr. Bank⸗Antbeile 837. Oeſterreich. Credit⸗Aktien 195%. Oeſterreich. 
Rhein⸗Nahebahn 28%. Heſſiſche Ludwigsbahn —. 
Böhm. Weſtbahn 72%. Finnl. 
taaten⸗Anl. pr. 1882 54%. 
Hamburg, 22. Febr., Nachm. 2% Uhr. Ziemlich lebhaft. Schluß⸗ 
Credit⸗Aktien 82%. Verei 
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89 . zu haben. Roggen flau. Oel feſt, 
2 . a 
Liverpool, 22. Febr, Nachm. 1 Uhr. [Maumwolle.] 30004000 
Ballen Umſatz. In Erwartung amerik. Nachrichten war das Geſchäft gering 
und eine Preisveränderung gegen geſtern nicht bemerkbar. 
Epndon, 22. Februar. Getreidemarkt (Schlußbericht). In Wei⸗ 
zen beſchränktes Geſchäft zu unveränderten Preiſen, Frühjahrsgetreide feſt, 
— Wetter regneriſch. 
Amſterdam, 22, Februar. Getreidemarkt (Schlußbericht!. Weizen 
geſchäftslos. Roggen loco desgl., auf Termine unverändert. Raps Früh⸗ 
jahr 67%, Herbſt 67%. Raäböl Frühjahr 37%, Herbſt 37%. 


Berliner Börse vom 22. Februar 1865. 


Eisenbahn-Stamm-Aotien. 
Dividende pro 1862 1863 Zt. 


Fonds- und Geld-Gourse. 
Freiw. Staats-Anl... ‚1024, 6. 
20 106 b. 


eee ee pe achen-Düsseld.| 3½ f 34a ½ 100% be. 
dito 188304 98 G. achen-Mastrich| — , 4 139% ba. 
dito 1854 102% bz terd.-Rottd..| 6 6 4 1113 bz 
dito 1885 4½% 104 / ba. erg.-Märkische.| 61 * 4 |136 bz. 
dito 18561416 102% ba. erlin-Anhalt... 4 187% bz 
4% a eee |= I BE 
dito \ 416 102 — erlin-Hamburg | 6½ | 744 4 6. 
Staats-Schuldscheinel31l 91%, ba. erl.-Potsd.-Mg..|14 1 4 „DR 
Präm.-Anl. von 1885131 130° bz. erlin-Stettin...| 7%g 8215 4 ; bb.) 
2% Kur. Stadt- Obl. 102% B ee 7 75 1 5 
9 Pe 7% HL Beer), 1 314/200 etw. ba 
S) Posensche 4 — — osel-Oderberg.) 43 | 1 Ja 977 be 
ET 96 br. dito St.-Prior.) — | — [41487% ba. 
3 / dito neue.. 4 468 ½ ba. dito dito | — 8 % B. 
Schlesische 31% 2% G Galiz.Ludwigsb. | — — 5 1008 ½% 100 be 
2 / Kur- u. Neumärk. 4 |97% B. udwigsh.-Bexb.| 9 9 14 148.6 8. 
3 Pommersche 14 97 B. agd.-Halberst. (251, 22% 4 218 ½ bz 
Z Posensche EEE 96 B x agdb.-Leipzig. 17 17 4 1259 8. 
2 reussische 4 97%, b Mainz-Ludwigshſ 7 1 (4 a2 % ba. u. 0 
8 Westph. u. Rhein, 4 8% @ Mecklenburger. .| 2 2 4 78% a 78 bz 
© Sächsische... 4 19814 p eisse-Brieger. 4% 4 91%, dz. 
880 4 99 iedrschl.-Märk.| 4 47 ja lh bd 
Schlesische 4 Win 2¹ 
Louisd'or 110% bz tBkn 90 iederschi.Zweb| 2 112 277 4 88 b 
„ouisd’or 110% bz. jOest.Bkn 90 bz. Nordb., Er- Wilh. 3 ä 3/5 4 and be 
Goldkronen 9. 8%, G. |Poln.Bkn.— — —|Obarschles. A. 0 0 151104 %. bz 
dito B....1018/,,'10%, 3143 bz 
Ausländische Fonds. dito C.. . 10185101, 3½1618, bz 
Oestr.-Fr. St.- BR. 5 5 |6 1 4 & ba. 
Ne Oest. südı.St-B| — |8 — 14044½ 4 bz. 
aus Nat.-Anl. peln-Tarn 2 11 7% B. 
ito Lott. A. v.60|5 einische...... 84 bz. 
dito dito 64— dito Stamm-Pr.| 6 6 ( hs 
dito Sder Pr.-A.4 ein-Nahebahn| — — 3 f @. 
dito Eisenb.-L. .. Rhr.Cr£K.Glab..| 4½ [ I3yalımal, ba. 
Russ.-Eng!. Anl. 186215 Stargard-Posen. .| 6 a 961 C. (l b.) 
dito Holl. ant.! Thüringer. . . 9, 70% 14 130“ va. 
dito Pola. Sch.-Obl. 4 Warschau-Wien— — s |82%bz.i(A0SRiE) 


poln. Obl. 4 500 Fl. 
dito Fl. Bank- und Iadustrie-Paplere. 


dito & 200 Fl. 8 
Kurhess. 40 Thlr.. . a. 0.0 Berl. Kassen-V. | 51% 8 127 0. 
Baden. 35 Fl. Loose. — 31 ½ B. Braunschw. B. 4 — 85 
remer Bank. ..| 5 DU 115.8. 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotien. anziger Bank..| 6 6 111.8 
armst. Zettelb.| 9 6 102% B. 
Berg.-Märkische...... Geraer Bank. FR 7 Ja 8. 
dito II. thaer „ ie 61 103 ba. 
dito IVa annoversche B.| 5 101 B. 
dito St. 3g. Hamb. Nordd. B.] 6 2 116 @. 
Cöln-Minden.......- „ Vereins-B. 108%, B. 
dito u Königsberger B.] 5 5⁴⁰⁶ 106%, 6. 
dito Luxemburger B. 10 9 18% etw. ba 
dito Magdeburger B. sale ale 101% 0. 
dito osener Bank. .| 5½0 59% 101% @. 
dito 6% 78% 151 6. 
Cos.-Oderb. Thüringer Bank.] 3 4 73%, etw. bz 
Galiz. Ludw . Weimar 1 16 Big 108 mehr ba. 
Niederschl.-Mürk. 
1 85 erl. Hand.-Ges.|9 8 113% ba. 
dito Coburg. Credb. A. 8 a 98% etw. ba u B 
Niederschl. See „ e e 
Lit. G. . eee Dise.-Com.-Ant. TYg 6½ 103%, *. 
Oberschles Genfer Credb. A.] 3 2 434, bz. u. G. 
dito Leipziger „ 31½ 4 86%, ‚U, bzB. iD.) 
dito eininger „| 7 7 101.6. 
dito oldauerLds.-B.| 2½% | 2 30% B 
dito Oesterr.Credb.A. 6 RAU, be. 
dito Schl. Bank-Ver.. 6 109 B 
Oest.- Franz 
Oest. südl. St.-B. nt 
Rhein. v. St. gar — — 32 J. P. be 
Rhcin-Nahe-B. gar .- r.v.Eisenbbfd.| 81, | 8 tt B. 


* Breslau, 23. Februar. Wind: Nord. Wetter: veränderlich. Tber⸗ 
mometer Früh 3 Grad Kälte. Am heutigen Markte zeigte ſich ausſchließlich 
Frage nach feiner Waare, geringe Sorten waren vernachlaſſigt. 

Weizen wenig beachtet, pr. 84 Pfd. weiße bruchfreie Waare 60—64 Sgr., 
wenig erbrochene 52—54 Sgr., erwachſene 48—50 Sgr., gelbe bruch freie 
Waare 57 59 Sgr., wenig erbrochene 48—52 Sgr., erwachſene 42 - 44 Sgr., 
feinſte Sorte über Notiz bezahlt. — Na behauptet, pr. 84 Pfd. 38— 
40 Sgr., feinſte Sorte bis 41 Sgr. bezahlt. — Gerſte ſtill, pr. 74 Pfd. 
weiße 36—37 Sgr., helle 32—33 Sgr., gelbe 28.— 1 Sgr. Hafer ruhig, 
or 50 Pfd. 24—27 Sgr. Erbſen ſchwacher Umſatz. — Witten gefragt, 
60-68 Sgr. — Delfaaten feſt. — Lupinen in trockener Waare geſucht. 
— Schleſiſche Bohnen geſucht. — Schlaglein feſt. — Raps kuchen 48 


— 50 Sgr. pr. Ctnr. 
Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 

Weißer Weizen, alter 60647 n A 50 62 
R ff 8 neuer 60 —6 2 5 9 —2—* 607075 
Gelber Welzen, alter 58 64. 68 Bohnen 4 70 7 8 
* „neuer 57.59 Sgr. pr. Sack 150 Pfd. Brutto. 
Erwachſener Weizen 42--46—52 Schlag⸗Leinſaat 155 175 193 
Gente . 38 3941 Winter⸗Rap;s 176 206 223 
Gerſte, nere 283137 Winter⸗Rübſen 173 193 08 
W eh 19670 ö 4 W 150 Er 17 
„Kleeſaat ſchwach beachtet, rothe ordin 418 Thlr., mittle 13% 
bis 20% Thlr., feine 23-25% Thlr., bochfeine 26264 7 


4 x Are 
weiße ordinäre 13% —16 Thlr., mittle 17—19 Thlr. ne 0 23 Thlr., 
hochfeine 24—25 Thlr. pr. Centner. FE WA a 

Thymothee ſchwach zugeführt, 12—14½ Thlr. pr. Centner. 


Kartoffeln pr. Sad & 150 Pfd. Netto 22— 26 Sgr., Metze 11, Sgr. 


Rabes Rab bl pr. Cie. Dan 124, i Sehruaz 12 Iöhr, pr Fröbe 
ohe . „loco 12 „ „r. a 
11% Thlr., Herbſt 1 Thlr. — Spiritu pr. 100 Quart & 80 % Tralles 


3 
Thlr., Februar 12% Thlr., Frühjahr 13 Thlr. 


Telegraphiſche Depeſche. 
Petersburg, 23. Febr. Das „Petersburger Journal“ 
dementirt die Bombay ⸗Depeſche: Seit 1858 ſei kein ruſſiſcher 
Geſandter in Buchara. Taſchkent ſei nicht im Beſitz Hufe 
lands, daher eine Steuererhebung unmöglich. Die Mitthet⸗ 

lung über den Straßenbau in Buchara ſei unrichtig. 
(Wolffs T. B.) 


Dr, Stein. 
Friedrich) im Mreslau. 


loco 12% 


Verantwortlicher Redacteur: 
Drud von Graf, Barth und Gemp. (il. 


